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B.   Nachrichtliche Übernahmen

1.                                       Bauverbotszone Staatsstraße, hier 20m  gemäß Planeintrag; 
                                          Unmittelbare Zugänge oder Zufahrten von den Grundstücken zur Penzberger Straße 
                                          sind nicht zulässig; ausgenommen ist der öffentliche Gehweg, mit evtl. Querungshilfe.

2.                                       Baudenkmal nach Bayer. Denkmalschutzgesetz (BayDSchG)

3.                                       Geltungsberich der Einbeziehungsatzung i.d.F. vom 09.07.2003

C.   Hinweise durch Planzeichen und Text

2.                                       Fl.Nr., z.B. 397

3.                                       Trafostation 

4.                                       Parzellen-Nr., z.B. 8

5.                                       Garagen/Stellplatz-Vorschlag; 

6.                                       Maße in Metern, z.B. 16 m; Vorschlag Fahrtrichtungen

7.                                       Bestehende Haupt- und Nebengebäude; Gebäude vorgeschlagen 

8.                                       Situierung vorgeschlagener TGa-Plätze (bei Planzeichen GB, Parzelle 1)
               
9.                                       bestehende Grundstücksgrenze / vorgeschlagene Grundstücksgrenze

10.                                     abzubrechendes Gebäude

11.                                     aufzuhebende Grundstücksgrenze

12.                                     Vorschlag: Carport mit Rasenpflaster (zur Verringerung der Gebäudemassen)

13.                                     Gestaltungsvorschläge: Pflasterung "Rathausplatz"; Hofbereich Rathaus / Remise

14.                                     Vorschlag "Dorfplatzbrunnen"

15.                                     bestehende Bäume außerhalb Geltungsbereich

16.                                               Hinweise zur Anwendung der Nutzungsschablone:
                                                    Diejenigen Festsetzungen, wo wahlweise Regelungen einzuhalten sind, sind wie folgt 
                                                    anzuwenden:
                                                    Es sind entweder insgesamt die Festsetzungen des Haustyps A (Dachneigung 18 - 22°.
                                                    WH 6,00 m und Firsthöhe 8,10 m) anzuwenden, oder aber die Festsetzungen
                                                    des Haustyps B (Dachneigung 22 - 27°, WH 5,25 m und Firsthöhe 8,10 m) anzuwenden. 
                                                    Eine Kombination der Haustypen A und B ist unzulässig.

2.3   Die Mindestgröße der Baugrundstücke für den Haustyp D (= Doppelhaushälfte) beträgt 275 qm.
        Pro vollendeter 250 qm Bauland ist 1 Wohnung (= 1 WE) zulässig).

2.4   Die Anzahl der zulässigen Wohnungen pro Geschossbau (GB= Mehrfamilienhaus) ergibt sich aus der 
        Nutzungsschablone.

3.0    Bauliche Gestaltung

3.1    Baukörper: Für alle Hauptgebäude mit Satteldach gilt, dass die Gebäude 1/5 länger als breit sein müssen.

3.2    Doppelgaragen müssen an der gemeinsamen Grundstücksgrenze in gleicher Höhe, Dachform, Dach-
         neigung und Dachdeckung zusammengebaut werden.
         Die Farbgestaltung von zusammengebauten Doppelhaushälften ist harmonisch aufeinander abzustimmen

3.3    Ortsfremde Materialien, wie Verkleidungen in Faserzement, Metall, Kunststoff oder Spaltklinker 
         sowie sämtliche Zierputzarten und Glasbausteine sind unzulässig. Holzblockhäuser sind unzulässig. 

3.4    Dächer
         Bei allen Gebäuden sind nur in einer Fläche durchlaufende Satteldächer mit mittig verlaufendem 
         First über die Längsseite des Hauptbaukörpers und mit gleicher Dachneigung zulässig. Bei allen 
         angebauten, untergeordneten Nebengebäuden/ Garagen sind auch angeschleppte Pultdächer zulässig; 
         Dachneigungen möglichst wie Hauptdach. Als Dacheindeckungsmaterial sind kleinformatige Dach-
         steine in den Farben rot, rotbraun und im Falle von Solaranlagen angepasst auch anthrazitfarben 
         zu verwenden.

3.5    Bei allen Hauptgebäuden ist ein  Dachüberstand am Ortgang von mind. 1,0 m bis max. 1,50 m und an 
         der Traufe mind. 0,60 bis max. 1,0 m einzuplanen; Dachüberstände dürfen die Baugrenze dabei über-
         schreiten. 
                                    

3.6   Für die Haustypen 1 und E 3 sind keine Zwerch- bzw. Standgiebel oder Dachaufbauten zulässig.
        Für den Haustyp 2 sind beim Einzelhaus E 1 und E 2 pro Wohngebäude ein aus der Wandfläche zu 
        entwickelnder Standgiebel, mit einer Breite bis 40% der Hauslänge zulässig, Wandvorsprung max. 0,60 m.
       Der First muss sich mind. 1,0 m dem Hauptfirst unterordnen, die Traufe darf nicht höher sein als beim 
        Hauptgebäude. 
        Zusätzlich ist ein gläsernes Firstoberlicht mit max. 1/3 der Gebäudelänge zulässig. 
        Dacheinschnitte sind unzulässig. 

        Für die Doppelhäuser sind Zwerchgiebel, die den Anforderungen des Haustyps 2 genügen, zulässig, 
        jedoch kann die Wandhöhe an der Traufe die des Hauptgebäudes um 1 m überschreiten. 

3.7   Beim Geschoßbau (Planzeichen E3) südlich der Staltacher Straße  ist das 3. Vollgeschoss mindestens 
        an der Nord- und Südseite durch Terrassierung des 3. Geschosses um mindestens die halbe Wandhöhe 
        dieses Geschosses zurückzusetzen, und Material und /oder Farbwechsel gestalterisch klar abzusetzen. 
        Die Grundfläche des 3. Geschosses darf dabei max. 70% des darunter liegenden Geschosses betragen.
        Dachterrassen als Flachdach auf der Südseite sind zulässig.
   
3.8   Die Giebelwände der Einzelhäuser dürfen eine Breite von 10,50 m nicht überschreiten, Doppelhaushälften
        max.12,0 m. 

3.9   Sonnenenergieanlagen auf Dächern sind allgemein zulässig; als Solardächer kann die Farbe der 
        Dacheindeckung dann angepasst werden.

4.0   Stellplätze und Garagen, Nebengebäude

4.1  Die erforderlichen Stellplätze und Garagen sind auf den privaten Grundstücken entsprechend der 
       Stellplatzsatzung der Gemeinde Iffeldorf vom 20.04.2016, in Krat getreten am 28.04.2016 nachzuweisen.

4.2  Garagen sind nur innerhalb der Bauflächen und in den dafür festgelegten Flächen zulässig; Stellplätze sind
       auch außerhalb dieser Flächen zulässig, jedoch nicht in den Eingrünungsflächen gem. Ziff. A.6.4.
       Die Zufahrtsbreite an der Straßenbegrenzungslinie darf 6,0 m nicht überschreiten, wobei die Grünflächen 
       entlang der Erschließungsstraße  für Ein- und Ausfahrten unterbrochen werden können.

4.3  Die Mindestüberdeckung über Tiefgaragen muss im Vegetationsbereich im Mittel 60 cm betragen, die 
       Oberbodendicke darf 40 cm nicht unterschreiten. 

4.4  Außerhalb der Baugrenzen bzw. der Flächen für Garagen/ Stellplätze/ Nebenanlagen und Tiefgaragen 
       sind Gebäude unzulässig, sofern die nachfolgende Ziff. D.4.5 nichts anderes bestimmt. 

4.5  Nebengebäude sind auch außerhalb der Baugrenzen bis zu einer Grundfläche von 10,0 qm pro Parzelle 
       bei den Haustypen E1 und E3 zulässig, bis zu einer Grundfläche von 6,0 qm bei den Haustypen E 2 und 
       D jeweils mit  einer Wandhöhe bis 2,3 m und mit Satteldach zulässig, jedoch nicht innerhalb der privaten 
       Grünflächen gem. Ziff. A.6.4. 

5.0   Festsetzungen zur Grünordnung und Ökologie

5.1.  Gestaltung privater Grundstücke: Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind, soweit diese nicht 
        als Zufahrten und Stellplätze im Sinne der Festsetzungen genutzt werden, als Freiflächen nach landschafts-
        gärtnerischen Gesichtspunkten zu gestalten. 

5.2   Geschnittene Hecken aus Thujen, Scheinzypressen und Bambus sind unzulässig. 
        Bei der Bepflanzung sind nur heimische standorttypische Gehölze zulässig.

6.0    Immissionsschutz  

6.1   Auf den gemäß Teil A, Ziffer 7.5 und 7.6 gekennzeichneten Gebäudeseiten dürfen übergeordnete 
        Räumlichkeiten (Kinder-, Schlaf-, Wohnzimmer, Büroräume) nur dann errichtet werden, sofern sie 
        mindestens ein zum Lüften geeignetes Fenster    
        o nach Süden     
        o nach Osten oder Westen mit einem Abstand von mindestens 20 m zum Fahrbahnrand      
        o oder im Schallschatten von eigenen Gebäudeteilen (z.B. eingezogener Balkon, teilumbauter Balkon, 
              vorspringendes Gebäudeteil, vom Raum getrennter Wintergarten mit Lüftungsmöglichkeit nach Süden, 
              Osten oder Westen u.ä.) besitzen.

7.0   Sichtdreicke Staatsstraße 2038 und 2538
         Innerhalb der  gekennzeichneten  Sichtflächen dürfen außer Zäunen neue Hochbauten nicht errichtet 
         werden; Wälle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, Haufen u.ä. mit dem 
         Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m
         über die Fahrbahnebene erheben. Ebenso wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigenfreie Bauten oder 
         Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinterstellt werden, die diese Höhe überschreiten. 
         Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der
         Straßenbauverwaltung abzustimmen.

8.0  Abgrabungen, Stützmauern, Leitungen

8.2  Geländeveränderungen: Abgrabungen zur Freilegung von Kellergeschossen zur öffentlichen Verkehrsfläche 
        hin sind unzulässig.

8.3  Alle der Versorgung der Grundstücke dienenden Zu- und Ableitungen sind unterirdisch zu verlegen.

8.4  Sichtschutzeinrichtungen sind nur zulässig im unmittelbaren Bereich von Terrassen, die am Hauptgebäude 
        angeordnet sind. Ihre Höhe darf max. 2,0 m, ihre Breite max. 4,0 m betragen.

9.0  Einfriedungen und Gärten

9.1  Einfriedungen sind nur sockellos zulässig, wobei mind. 15 cm Bodenfreiheit vorzusehen sind (z.B. Igel).

9.2  Entlang der öffentlichen Erschließungsstraße sind nur max. 1,00 m hohe, sockellose Holzzäune zulässig. 
       An den Grenzen zu den Nachbargrundstücken sind auch Maschendrahtzäune zulässig, wobei die Höhe 
       von Einfriedungen hier max. 1,00 m betragen darf.

10.0  Mülltonnen, Kabelverteilerschränke, Wohnwägen und Lagerbehälter  

10.1  Flächen für das Abstellen von Wohnwägen und Booten im Freien sowie die Aufstellung oberirdischer 
        Behälter für Gas, Öl und dgl. ist unzulässig.

10.2  Abfallbehälter dürfen nicht nach außen in Erscheinung treten. Sie sind in Garagen- oder Toranlagen etc. zu 
         integrieren.

11.0 Wasserwirtschaftliche Festsetzungen zur gesicherten Niederschlagswasserbeseitigung 
        (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

11.1  Der Versiegelung des Bodens ist entgegenzuwirken. Stellplätze und Zufahrtsflächen sind wasserdurchlässig
         herzustellen (Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengitterstein etc., oder mit versickerungsfähigen Pflaster-
         decken mit mind. 30 % Fugenanteil auszuführen).

11.2 Das Niederschlagswasser ist möglichst auf den für die Versickerung ausgewiesenen Flächen über eine be-
        wachsene Oberbodenschicht in das Grundwasser zu versickern. Zusätzlich kann das Niederschlagswasser 
        in Zisternen aufgefangen und z.B. für eine Gartenbewässerung ge-speichert werden. Erst wenn eine Ver-
        sickerung über eine bewachsene Oberbodenschicht nicht möglich ist, ist nach entsprechender Vorreinigung, 
        auch eine Versickerung über andere Versickerungsanlagen (z.B. Rigolen) zulässig. 

11.3 Die Versickerung von unverschmutztem gesammeltem Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen 
        Flächen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen der Niederschlagswasser-freistellungsverordnung in das
        (NWFreiV) sowie die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser 
        Grundwasser (TRENGW) eingehalten werden. 
        Alle Versickerungsanlagen sind gemäß DWA-Merkblatt A 138 zu bemessen. Der entwässerungstechnische 
        Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren durch den Bauherren zu führen. Eine Abstimmung mit der 
        Gemeinde Iffeldorf muss erfolgen.

11.4  Kellergeschosse  sind wasserdicht auszuführen. Die Oberkante der Erdgeschoss-Rohfußböden muss 
         mindestens 0,15 m über der Oberkante der Erschließungsstraße - Gebäudemitte liegen.

12.0  Sicherung von Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktionen 
         Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird bestimmt, dass zur Sicherung der Zweck-
         bestimmung des Gebietes als Wohngebiet die Begründung oder Teilung von Wohneigentum oder Teil-
         eigentum (§ 1 Wohnungseigentumsgesetz - WEG), eines Dauerwohnrechtes oder eines Dauernutzungs-
         rechtes(§ 31 WEG) einer Genehmigung nach § 22 BauGB bedarf.

13.0 Ausgleichsflächen

        Hinweis: Ausgleichsflächen sind gem. § 13 b i.V. mit § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht erforderlich.

Verfahrensvermerke

1.   Der Gemeinderat Iffeldorf hat in der Sitzung vom 30.08.2017 die Neuaufstellung des Bebauungs-
       plans  gem. § 13 b i. V. mit § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren beschlossen. 
       Der Aufstellungsbeschluss wurde am  ...09.2017  ortsüblich bekannt gemacht.

       Dabei wurde über die Ziele und Zwecke der Planung nach § 13 a Abs. 3 Nr. 3 BauGB durch  
       öffentliche Bekanntmachung informiert, ebenso, dass der Plan im beschleunigten Verfahren 
       aufgestellt wird. Abweichend von den Anforderungen des § 13 a BauGB wird eine Umweltprüfung
       durchgeführt.

2.    Der Entwurf des  Bebauungsplanes  in der Fassung vom  30.08.2017  wurde mit Begründung 
       gem. § 3 Abs. 2 BauGB  in der Zeit vom 18.09.2017 bis 20.10.2017 öffentlich ausgelegt.

       Die Unterrichtung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom  11.09.2017 
       mit Frist bis zum 20.10.2017 durchgeführt. 

3.    Der Entwurf des  Bebauungsplanes  in der Fassung vom 15.02.2018  wurde mit Begründung 
       gem. § 4a Abs. BauGB  in der Zeit vom 01.03.2018 bis 16.03.2018 öffentlich ausgelegt.

       Die Unterrichtung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom 22.02.2018 
       mit Frist bis zum 16.03.2018 erneut durchgeführt. 

4.     Die Gemeinde hat laut Beschluss des Gemeinderats vom  11.04.2018  den Bebauungsplan gem. 
        § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  11.04.2018  als Satzung beschlossen. 

5.      Ausfertigung der Satzung
         ..................................................... den  .....................................
                       Gemeinde

      
       .............................................                 ..............................................................
                         (Siegel)                                    Kroiß, Erster Bürgermeister

6.      Der Bebauungsplan wurde am  .............2018   gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt 
         gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, sowie 
Abs. 4 und § 215 Abs. 1 BauGB wurde hingewiesen.

Der Bebauungsplan einschließlich Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden 
in der Gemeinde Iffeldorf zu jedermanns Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt Auskunft erteilt. 

  ..........................................  den  ..................................................
             Gemeinde

     
..........................................            .............................................................
               (Siegel)                               Kroiß, Erster Bürgermeister

Die Gemeinde Iffeldorf erlässt aufgrund der §§ 1, 1a, 2 Abs. 1, 9, 10 und 13 a und b Baugesetzbuch (BauGB), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom  03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), und aufgrund der Verordnung 
über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) m.W.v. 
13.05.2017, Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
August 2007 BayRS 2132-1-I, zuletzt geändert durch § 3 G zur Änderung des BaukammernG, des G über das 
öffentliche Versorgungswesen und der Bayerischen Bauordnung vom 24.7.2015, des Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998, 
(GVBl. S. 796), BayRS 2020-1-1-I, Zuletzt geändert durch Art. 9a Abs. 2 Bayerisches E-Government-Gesetz 
vom 22. 12. 2015 ( GVBl. S. 458), und der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die 
Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert  durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057), diese vom Architekturbüro R. 
Reiser, München, und Landschaftsarchitekt Christoph Goslich, Diessen, gefertigten Bebauungsplan 
"östlich der Staltacher Straße/ Rathaus" mit integrierter Grünordnung als

                                                            Satzung

A.    Festsetzungen durch Planzeichen

1.0   Geltungsbereich und Abgrenzungen 

1.1                                      Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

1.2                                       Abgrenzung von Mischgebiet und Allgemeinem Wohngebiet

1.3                                      Abgrenzung von Bereichen unterschiedlicher Nutzung, Maß der Nutzung bzw. 
                                           Hausformen

2.0    Art und Maß der baulichen Nutzung

2.1                                     Fläche für den Gemeinbedarf mit zulässigen Einrichtungen und Anlagen für:

     Verwaltungsgebäude öffentlich ("Rathaus")

     kulturellen und sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen

2.2                                      Allgemeines Wohngebiet; die Ausnahmen des § 4 Abs. 3 BauNVO werden nicht 
                                           Bestandteil des Bebauungsplans.

2.3                                      Mischgebiet; die Ausnahmen des § 6 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil des 
                                           Bebauungsplans.

2.3                                      zulässige Grundflächenzahl, z.B. 0,25 bzw. zulässige Grundfläche, z.B. 190 qm
                                           Die sich aus der GRZ bzw. GR ergebende zulässige Grundfläche darf überschritten 
                                           werden für Balkone um bis zu 10%, und für Terrassen um bis zu 20%. 

2.4                                      Die maximale Grundflächenzahl darf durch die Grundflächen der in §19(4) Satz 1
                                           BauNVO bezeichneten Anlagen im WA max. 0,45 betragen, im MI max. 0,60. 
                                           In diesen Flächen sind die mit der GRZ/ GR festgesetzten Flächen ebenso  
                                           enthalten wie die hinzuzurechnenden Flächen gem. § 19 Abs.4 BauNVO.
                                           Die Kappungsgrenze von 0,8 ist immer einzuhalten.

3.0    Baugrenzen und Bauweise, zulässige Wandhöhe und Höhenlage baulicher Anlagen
         
3.1                                      Baugrenze; bei Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplans und der darge-
                                           stellten Grundstücksteilung kann an die Baugrenzen angebaut werden, wobei aber 
                                           die Abstandsflächen der BayBO bei Parzelle 1 zur Fl.Nr. 401 auf der Westseite
                                           einzuhalten sind.

3.2                                      offene Bauweise

3.3                                      Umgrenzung von Flächen für Tiefgarage und deren Zufahrten mit Angabe der 
                                           möglichen Stellplatzanzahl (ca. 12 Plätze)

3.4                                      Umgrenzung von Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen/ Müll

3.5                                      Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze, z.B. zwei Vollgeschosse

3.6                                      Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze, hier 3 Vollgeschosse; 
                                           Ziff. D.3.7 ist einzuhalten! 
 
3.7                                      Anzahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude gem. Planeintrag

3.8                                      max. zulässige Wandhöhe Hauptgebäude in Metern, z.B. 5,25 m; Bezugshöhe ist 
                                           die  festgesetzte Höhe gem. Ziff. A.7.8. Die Wandhöhe wird gemessen zwischen
                                           Schnittpunkt der Dachfläche mit  der aufgehenden Außenwand und der fest-
                                           gesetzten OK Rohfußboden abzüglich 0,15 m (= natürliches Gelände).

3.9                                      nur Einzelhäuser (E 1) zulässig

3.10                                     nur Einzelhäuser (E 2)  zulässig

3.11                                     nur Doppelhäuser (D) zulässig

3.12                                     nur Einzelhaus (E 3) zulässig; die Wandhöhe des zweigeschossigen Teils beträgt 
                                            max. 6,25 m, die des dreigeschossigen Teils max. 8,25 m.
                                            Ausnahmsweise ist auch ein Doppelhaus (D) gem. Ziff. A.3.11 zulässig.

4.0    Verkehrsfläche

4.1                                      Straßenbegrenzungslinie

4.2                                      öffentliche Straßenverkehrsfläche (Innerhalb der Straßenbegrenzugnslinie ist eine
                                           Unterteilung der Gesamtstraßenfläche möglich)

4.3                                      öffentliche Verkehrsfläche als Gehweg bzw. Geh- und Radweg, 
                                           Lage in Grünflächen veränderbar im Rahmen der Objektplanung;

5.0   Gestaltung (Art. 81 BayBO)

5.1                                      Satteldach nach Planeintrag (Dachneigung 18-22° bzw. 22-27°), mit mittigem First 
                                           über die Gebäudelängsrichtung für alle Hauptgebäude; abweichend nach § 31 
                                           Abs.1 BauGB  sind für untergeordnete Gebäude (teile) Pultdächer zulässig, sofern
                                           sie sich gestalterisch einfügen. 

5.2                                      Firstrichtung festgelegt
                                           Firstrichtung wahlweise

6.0    Grün- und Freiflächen

6.1                                      öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) mit Zweckbestimmung 

                                           Parkanlage

                                           Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes

                                           Spielplatz
                                        
6.2                                      Pflanzgebot: Bei Neubauten sind pro 250 qm angefangene Grundstücksfläche
                                           mindestens 1 Baum und 3 Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten 
                                           und ggf. nachzupflanzen; zu erh. Bäume gem. 6.3 können angerechnet werden.
                                           Mindestpflanzgröße: Bäume  Hochstamm STU 16 - 18 cm; Obstbäume Hoch-
                                           stamm STU 14 - 16 cm; Sträucher: versetzte Sträucher
                                           zu pflanzende Bäume (großkronig/kleinkronig) gem. Ziff.D.1.

                                           zu pflanzende Bäume mit Standortfestlegung; geringfügige 
                                           Veränderungen des Standortes um bis zu 2 m sind zulässig.

                                           zu pflanzende Bäume und Sträucher ohne Standortfestlegung

6.3                                      zu erhaltende Bäume mit lfd. Nummer; bei Verlust ist ein Ersatz zu pflanzen mit 
                                           einem Mindeststammumfang von 30 - 35 cm (!).

6.4                                      private Eingrünungsflächen, gärtnerisch anzulegen (Ortsrandgrün; = Bauland)

6.5                                      private Eingrünungsflächen, gärtnerisch anzulegen (Gemeinschaftsgartenflächen)
                                           (= Bauland); untergeordnete Flächen für Fahrräder bis zu 10 qm je Bauparzelle 

6.6                                      Parkplatzflächen öffentlich, versickerungsfähig

7.0    Sonstige Festsetzungen, Immissionsschutz

7.1                                      Flächen für die Versickerung von unverschmutztem Oberflächenwasser

7.2                                      festgelegte Zufahrt; siehe auch Ziff. D 4.2, letzter Satz!

7.3                                     Tiefgaragenrampe; die Tiefgaragenrampe ist vollständig einzuhausen, die Innen-
                                           wände und die Decke der Rampe sind mit schallschluckenden Wandverkleidungen 
                                           zu versehen. Das Tor sowie der zugehörige Öffnungsmechanismus (Schlüssel-
                                           schalter) o.ä. sind im Bereich des unteren Rampenendes anzuordnen.

7.4                                      Sichtdreieck 3 m x 70 m; siehe auch textliche Festsetzung Ziff. D.7.0!

7.5                                      Gebäudeseite mit erhöhten Lärmbelastungen durch die Staatsstraße

7.6                                      Grundrissorientierung von schutzwürdigen Räumen

7.7                                      Mit Geh- und Leitungsrecht zu belastende Flächen zugunsten der Allgemeinheit, 
                                           hier Gemeinde Iffeldorf; Mindestbreite 2,50 m (Geh- und Radweg, Wasserleitung)

7.8                                      Festsetzung zur Höheneinstellung Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss,
                                           hier mind. 601,65m üNN; eine Überschreitung bis zu 0,15 m ist zulässig.

7.9                                      Flächen, die von der Bebqauung freizuahlten sind und ihre Nutzung, hier Fläche
                                           für die Landwirtschaft, und Hausgarten (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB); die bestehende 
                                           Zufahrt zu FlNr. 414/4 ist -  soweit sie im Geltundsbereich liegt - zulässig.
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E.   Hinweise durch Text

1.    Pflanzlisten: Für die in der Planzeichnung festgesetzten Bäume+Sträucher werden folgende Arten 
       empfohlen (soweit möglich sind nur autochthone Gehölze bzw. Saatgutmischungen zu verwenden 
       (Autochthones Pflanzgut):

        Artenliste 1:    Laubgehölze        
        Acer pseudoplatanus Bergahorn
        Carpinus betulus Hainbuche
        Fagus sylvatica        Rotbuche
        Fraxinus excelsior Esche
        Prunus avium Wildkirsche
        Quercus robur Stieleiche  
        Sorbus aucuparia Vogelbeere
        Tilia cordata Winterlinde
        und besonders Obstbäume

 Artenliste 2:   Sträucher:
 Amelanchier canadensis Felsenbirne
 Cornus sanguinea Hartriegel
 Cornus mas Kornelkirsche
 Corylus avellana Haselnuss
 Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
 Ligustrum vulgare Liguster
 Lonicera xylosteum Heckenkirsche
 Philadelphus coronarius Pfeifenstrauch
 Prunus spinosa Schlehdorn

  Rhamnus cathartica Kreuzdorn
 Sambucus nigra Holunder
 Syringa vulgaris Flieder
 und andere Wild- und Ziersträucher

2.    Sämtliche Gebäude sind vor Bezug an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschließen. Die 
       erforderliche Wasserverteilung ist so auszuführen, dass ausreichende Betriebsdrücke und auch die
       Bereitstellung von Löschwasser im Brandfall über die öffentliche Anlage gewährleistet sind. 
        Die anfallenden häuslichen Abwässer sind der Kanalisation im Trennsystem zuzuführen (§ 58 WHG).

3.    Auf die von der Staltacher Straße und Penzberger Straße (Staatsstraßen) ausgehenden Emissionen 
       wird hingewiesen. Evtl. erforderliche Lärmschutzmaßnahmen werden nicht vom Baulastträger der 
       Staatsstraße übernommen (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV).

4.     Sollten bei den Aushubarbeiten optische organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, 
        die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu 
        benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art 2 BayBodSchG).

5.    Bodendenkmäler: Die archäologische Denkmalpflege macht darauf aufmerksam, dass Bodendenkmäler, 
       die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, der Meldepflicht nach Art. 8 DSchG unter-
       liegen und dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde am 
       Landratsamt Weilheim-Schongau  unverzüglich bekannt gemacht werden müssen.

6.    Pflanzabstände:  Entlang der landwirtschaftlichen Flur sind folgende Pflanzabstände zur Grenze 
       einzuhalten: Bäume, Obstbäume und Sträucher über 2 m Wuchshöhe: mind. 2 m. Sofern Nachbarn 
       sich einigen, können die gesetzlichen Mindestabstände natürlich unterschritten werden. 
       Dadurch können unmittelbar an den Grundstücksgrenzen z.B. hochstämmige Obstbäume gepflanzt 
       werden. Hausfassaden sollten nach Möglichkeit mit Kletterpflanzen (Selbstklimmer oder Schlinger mit 
       Steighilfe) begrünt werden.
       Bei erforderlichen Erdbewegungen ist der Mutterboden innerhalb des Grundstücks fachgerecht zur 
       Wiederverwendung zwischenzulagern.
       Der Einsatz von alternativen Energiequellen (Sonnenkollektoren, Wärmepumpen) wird empfohlen.

7.    Landwirtschaftliche Emissionen: Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Flächen darf durch 
       diese Bauleitplanung nicht beeinträchtigt werden. Ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen sind von 
       den Anwohnern zu dulden. Die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe, die nahe zum Planungsgebiet 
       liegen, darf nicht eingeschränkt werden.

D.   Festsetzungen durch Text

1.0   Abstandsflächen und Höhenlage

1.1   Bei Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplans und der dargestellten Grundstücksteilung kann 
       an die Baugrenzen angebaut werden; ansonsten sind die Abstandsflächen der BayBO einzuhalten.

1.2   Höhenlage der Gebäude:  Als  OK RFB Erdgeschoss ist die gem. ZIff. A.7.8 festgesetzte Höhe 
        einzuhalten. 

1.3   Stützmauern sind unzulässig. Benachbarte Baugrundstücke dürfen nur durch flache Böschungen 
        angeglichen werden (Neigungen mind. 1 : 3 oder flacher). 

2.0   Festlegung der Mindestgröße der Baugrundstücke und der max. Anzahl der Wohnungen

2.1   Die Mindestgröße der Baugrundstücke für den Haustyp E 1 beträgt 550 qm.
        Pro vollendeter 500 qm Bauland sind 2 Wohnungen (= 2 WE) zulässig).
        Abweichend davon ist für Parzelle 15 eine Mindestgröße von 435 qm zulässig.

2.2   Die Mindestgröße der Baugrundstücke für den Haustyp E 2 beträgt 400 qm.
        Pro vollendeter 350 qm Bauland ist 1 Wohnung (= 1 WE) zulässig).

8.    Wasserrechtliche Hinweise und Anforderungen / Niederschlagswasserbeseitigung
       Niederschlagswasser, das aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 
       abfließt, ist nach § 54 Abs. 2 WHG Abwasser. Die Anlagen zur Beseitigung von Niederschlagswaser
       müssen entsprechend den Regeln der Technik gebaut und unterhalten werden. Für Planung, Bau und
       Betrieb der Versickerungsanlagen sind die Merkblätter DWA-A 138 und M-153 heranzuziehen. Es sind 
       hier alle Versickerungsarten möglich. Auf die Anforderungen in Ziff. 5 des Ingenieurgeologischen Gut-
       achtens vom 12.02.2018, GHB Consult GmbH, Moosstraße 7, 82319 Starnberg, Projekt-Nr. 171224, 
       wird verwiesen.
       Erlaubsnispflichtige Anlagen zur Beseitigung von Niederschlagswasser sind von einem privaten Sach-
       verständigen in der Wasserwirtschaft abzunehmen (Beauftragung vor Beginn der Baumaßnahme!).
       Wasserwirtschaftliches Ziel ist die naturnahe Bewirtschaftung des Niederschlagswassers. Zur 
       Vermeidung von Abflussbeschleunigungen soll Niederschlagswasser möglichst nicht gesammelt und in 
       Oberflächengewässer eingeleitet werden. Es soll angestrebt werden, dass unverschmutztes Nieder-
       schlagswasser von befestigten Siedlungs- und Verkehrsflächen möglichst dezentral entsorgt und 
       vorzugsweise versickert wird. Priorität hat dabei nach § 3 Abs. 1 NWFreiV eine flächenhafte 
       Versickerung über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht. Erst wenn dies aus objektiven 
       Gründen nicht möglich ist, kann eine Versickerung ggf. nach Vorreinigung über Versickerungsanlagen 
       (Versickerungsmulden, Rigolen etc.) erfolgen (§ 3 Abs. 2 NWFreiV).
       Der zur Versickerung notwendige Flächenbedarf sowie Flächen die mit Leitungsrechten zugunsten 
       der Allgemeinheit zu belasten sind (oberirdische Zuleitungstrassen bei zentralen Mulden und 
       Sickerbecken) sind bereits in der Bauleitplanung zu berücksichtigen. Aufgrund der in den letzten Jahren 
       zunehmenden Zahl an Starkniederschlägen und extremen Wetterereignissen wird empfohen, die
       Kapazität der Versickerungsanlagen um 20 % zu erhöhen.
       Das auf Straßen anfallende Niederschlagswasser sollte möglichst nicht gesammelt und abgeleitet, 
       sondern breitflächig an Ort und Stelle über die belebte Bodenzone versickert werden. Sollte dies 
       nicht durchführbar sein, ist das Niederschlagswasser ggf. nach entsprechen der Vorbehandlung 
       (z.B. Absetzbecken) einer naturnah gestalten Sickermulde oder einem -becken zu zuführen. 
       Einzelheiten zur Bemessung und Gestaltung sind den "Richtlinien für die Anlage von Straßen, 
       Teil Entwässerung (RAS-Ew) zu entnehmen.

       Baugrund
       Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei 
       Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hangschichwasser sichern muss. Ist zu erwarten, dass beim 
       Baugrubenaushub, Einbau der Entwässerungsleitungen usw. Grundwasser erschlossen  bzw. 
       angetroffen  wird, so dass eine Bauwasserhaltung statt finden muss, ist vorab beim LRA Weilheim-
       Schongau eine entsprechende Wasserrechtliche Érlaubnis gem. Art. 15 bzw. 70 Bayer. Wassergesetz 
       (BayWG) bzw. § 8 WHG einzuholen. 
       Bei Errichtung neuer Gebäude müssen von den Grundeigentümern / Bauherrn eigenverantwortlich die 
       notwendigen Maßnahmen bei Gründung des Gebäudes etc. durchgeführt werden. Soweit Keller 
       errichtet werden, wird empfohlen, diese wasserdicht auszuführen (Grund- und Hangschichtwasser).         

9.     Die Normalversorgung mit elektrischer Energie ist durch die Verstärkung bzw. Neuverlegung der Orts-
        netzversorgungsanlagen gesichert. Sämtliche Neubauten werden über Erdkabel angeschlossen. 
        Kabelverteiler- und Anschlussschränke werden im Straßen- oder Gehwegbereich vorderfrontbündig
        in die Einfriedungen integriert.
        Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur Trassen-
        achse. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis 
        zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden, andernfalls sind geeignete 
        Schutzmaßnahmen durchzuführen.

10.  Für die im Geltungsbereich zum Erhalt festgesetzten Gehölzbestände soll im Rahmen des bau-
       aufsichtlichen Verfahrens darauf geachtet werden, dass während der Bauarbeiten die einschlägigen
       Vorschriften der DIN 18920 (Schutz von Gehölz- und Vegetationsbeständen auf Baustellen)  
       eingehalten werden, einschließlich der erforderlichen Auflagen.
       Durch die Errichtung der Entwässerungsanlagen darf es zu keiner Beeinträchtigung der im Bebauungs-
       plan festgesetzten Begrünung kommen. Die Anlagen sind so zu errichten, dass durch die Niederschlags-
       wasserbeseitigungsanlagen die festgesetzten Bepflanzungen nicht eingeschränkt werden. Mulden zur 
       Versickerung von nicht verschmutztem Oberflächenwasser dürfen nicht bepflanzt werden. 
       Entwässerungsplanung und Freiflächengestaltungsplan sind aufeinander abzustimmen.

11.  Ordnungswidrigkeiten: Nach Artikel 79 BayBO kann mit fünfhunderttausend Euro Geldbuße belegt 
       werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die örtlichen Bauvorschriften nach Art. 81 BayBO 
        zuwider handelt.

12.  Auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung (Mindest-
       wasserlieferung gemäß DVGW Merkblatt W 405 von 48 m3/Stunde) für das betroffene Gebiet wird 
       hingewiesen (Art. 1 Abs. 2 BayFwG).

13.  Für Vorhaben auf den Parzellen 1 und 2  ist ein übliches Baugenehmigungsverfahren durchzuführen. 

14. Freiflächengestaltungsplan:  Den Bauantragsunterlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan im 
       Maßstab 1 / 200 beizulegen. Inhalt dieses Plans sind: Größe der begrünten Grundstücksflächen, 
       Art und Größe der zu pflanzenden Bäume sowie Größe und Material der befestigten Flächen. 
       Höhenangaben der Gebäude und des Geländes sowie der Zufahrten und Zugänge sind ebenfalls 
       einzutragen. Des weiteren sind die geplanten Entwässerungsanlagen darzustellen. Der Freiflächen-
       gestaltungsplan wird Bestandteil der Baugenehmigung bzw. Genehmigungsfreistellung. 

15.  Die durch Planzeichen und  Textfestsetzungen vorgeschriebenen Gehölzpflanzungen sind bis 
       spätestens 1 Jahr nach Bauvollendung zu pflanzen. Zur Durchführung der Pflanzung ist eine 
       Sicherheitsleistung (z.B. Bankbürgschaft) von 1.500.- € an die Gemeinde Iffeldorf zu leisten.
       Die nach den Festsetzungen vorhandenen ortsbildprägenden Freiflächen und deren Ausstattung 
       (pflanzliche und bauliche Elemente) sind zu erhalten und zu pflegen; bei Pflanzenausfall ist für 
       eine geeignete Ersatzpflanzung zu sorgen. 

16.  Die Entwässerung von Grundstückszufahrten muss durch entwässerungstechnische Maßnahmen 
       so gestaltet werden, dass kein Oberflächenwasser der Erschließungsstraße zufließen kann (§ 1 
       Abs. 5 Nr. 8 BauGB i.V.m. Art. 9 BayStrWG).

17.  Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-
       stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das 
       Landratsamt Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehörde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 1
       Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen. Der Aushub ist z. B. in dichten Containern
       mit Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungs-
       weg des Materials geklärt ist.

18.  Hinweis des Kreisheimatpflegers: Aus Gründen der Ortsbildgestaltung und der Ortsrandbebauung
       sollen Fotovoltaikanlagen und Solaranlagen in der Dachfläche gelegen eingebaut werden.

19.  Bei Einbau der geplanten Querungshilfe auf der Staatsstraße St 2538, ist die weitere Planung mit
       dem Staatlichen Bauamt Weilheim abzustimmen. Die für die Querungshilfe anfallenden Kosten trägt 
       allein die Gemeinde lffeldorf.

20.  Die Gemeinde Iffeldorf beabsichtigt, für eine zügige Bebauung des Bebauungsplangebietes „östlich
       der Staltacher Straße“ den Erlass von Baugeboten, sofern die Grundstücke nicht innerhalb von 
       7 Jahren nach Rechtskraft des Bebauungsplanes bebaut werden:
       "§ 176  Baugebot
            (1)  Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans kann die Gemeinde den Eigentümer durch Bescheid 
                  verpflichten, innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist
             1.  sein Grundstück entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans zu bebauen oder
             2.  ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhandene sonstige bauliche Anlage den Festsetzungen 
                  des Bebauungsplans anzupassen.                    (.......)
           (7)  Mit dem Baugebot kann die Verpflichtung verbunden werden, innerhalb einer zu bestimmenden 
                  angemessenen Frist den für eine bauliche Nutzung des Grundstücks erforderlichen Antrag auf 
                  Erteilung einer bauaufsichtlichen Genehmigung zu stellen."
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